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Verbot der Strassenprostitution in der
Grand-Fontaine ist eineMöglichkeit
Bis Anfang 2015 prüft
der Freiburger
Gemeinderat, ob er
das Prostitutions-
reglement für die
Alte Brunnengasse
ändern will.

MIREILLE ROTZETTER

«Die Strassenprostitution ist
untersagt auf Strassen mit
überwiegendemWohncharak-
ter, ausgenommen dort, wo sie
bereits traditionellerweise zu
finden ist», so lautet ein Ab-
schnitt des Reglements über
die Strassenprostitution in der
Stadt Freiburg. Und dieser
Abschnitt ist den Mitgliedern
des Quartiervereins Grand-
Fontaine ein Dorn im Auge: In
der Alten Brunnengasse gibt es
die Strassenprostitution seit
demMittelalter und ist folglich
nicht verboten. Doch der Ver-
ein fordert: Die Stadt soll die
Strassenprostitution in der Al-
ten Brunnengasse untersagen.
«Für uns ist das die einzige
Lösung», sagt Denis Boivin,
Präsident des Quartiervereins
auf Anfrage.
Die Anwohner der Alten
Brunnengasse stören sich an
den Frauen, die teilweise auch
tagsüber um Freier werben,
obwohl das nur von 20 bis 2
Uhr erlaubt ist, und sie stören
sich am nächtlichen Lärm.

Treffen amMontag
Am Montag fand erneut ein
Treffen der vor knapp zwei
Jahren gegründeten Arbeits-
gruppe bestehend aus Vertre-
tern des Quartiervereins, des
FreiburgerGemeinderates, der
Orts- und der Kantonspolizei,
der Organisation Griselidis
und des Oberamtes statt. Es
sollte Bilanz gezogen werden,
denn im Juli hatte sich der Ver-
ein mit einem Brief an den
Oberamtmann gewandt, in
dem er die Vorkommnisse so-
wie die Forderungen festhielt.
«Es gibt jetzt Verbesserungen,
weil die verschiedenen Partner
nach Lösungen suchen», sagt
Carl-Alex Ridoré, Oberamt-
mann des Saanebezirks. So
würden die letzten Herbst ein-
gesetzten Sicherheitsleute et-
was Ruhe bringen (die FN be-
richteten).

«Die Sicherheitsleute brin-
gen etwas, aber die Frage ist:
Reicht das?», sagt Gemeinde-
rat Thierry Steiert. Etliche
Probleme blieben bestehen,
und deshalbwolle die Stadt bis
Anfang 2015 prüfen, ob eine
ÄnderungdesReglements über
die Strassenprostitution Sinn
mache. «Im Moment sind al-
le Möglichkeiten offen.» Ein
Verbot der Strassenprostitu-
tion sei durchaus denkbar.
«Wir haben Verständnis für
die Anwohner», sagt Steiert.
Oftmals fänden sie amMorgen
Erbrochenes, Scherben und
sonstigen Dreck vor. Gleich-
zeitig gelte es, zu relativieren.
«Das Quartier liegt mitten in
der Stadt, null Lärm gibt es da
einfach nicht.»

«Ihre Arbeit ist nicht illegal»
Die Änderung des Regle-
ments liegt in den Händen der
Stadt; derGemeinderatmüsste
sie dem Generalrat unterbrei-
ten. Der Entscheid liegt dem-
nach nicht beim Oberamt,
dennoch gibt Carl-Alex Ridoré

zu bedenken: «Es ist ein heik-
les Thema. Wird die Strassen-
prostitution an der Alten Brun-
nengasse verboten, ist es mög-
lich, dass sie sich verlagert.» Es
bestehe die Gefahr, dass die
dort arbeitenden Frauen in die
Illegalität abtauchten.
Ähnlich sieht es Laurence
Charrat Diop vom Programm
Griselidis, das sich für die Inte-
ressen der Sexarbeiterinnen
einsetzt. «Wir sind sehr beun-
ruhigt über das mögliche Ver-
bot.»Werdedie Strassenprosti-
tution in der Grand-Fontaine
unterbunden, verschiebe sie
sich womöglich an den Stadt-
rand und finde versteckt statt.
«In der Brunnengasse ist der
Raum klar. Die zentrale Lage
bietet den Frauen eine gewisse
Sicherheit.» Auch sei es fürGri-
selidis einfacher, Präventions-
arbeit zu leisten. «Die Frauen
und ihre Arbeit sind nicht ille-
gal. Sie haben eine Bewilligung
und arbeiten, um ihre Kinder
ernähren zu können.»
Steiert hingegen hält fest,
dass es viele Orte in der Stadt

gebe, wo Prostituierte arbeite-
ten, in Salons, aber nicht auf
der Strasse. «Davonmerkt nie-
mand etwas, es funktioniert.»
Dies sei nicht dieselbe Art
vonArbeit, argumentiert Char-
rat Diop. «In Salons arbeiten

die Frauen über Annoncen,
auf der Strasse werben sie di-
rekt um Kunden. Und es sind
nicht dieselben Männer, die
in Salons gehen oder auf der
Strasse Sexarbeiterinnen auf-
suchen.»

Die Situation in der Alten Brunnengasse bleibt angespannt. Bild Vincent Murith/a

A n der Bilanzsitzung be-
züglich Situation in der
Alten Brunnengasse

(siehe Haupttext) war auch
das Café Grand-Fontaine
Thema. Der Oberamtmann
Carl-Alex Ridoré entscheidet
Ende Monat, ob er dem Café
dauerhaft für ein Jahr das Pa-
tent B+ erteilen will: Mit die-
sem kann das Lokal freitags
und samstags bis um 3 Uhr
morgens geöffnet sein. Bisher
erteilte er das Patent proviso-
risch von Woche zu Woche.
Das Café hatte letzten Herbst
die Auflage erhalten, dass in
der Nacht Sicherheitsleute

präsent sind. «Ich werde nun
schauen, unter welchen Be-
dingungen ich das Patent be-
willigen könnte.» Eine dauer-
hafte Bewilligung habe den
Vorteil, dass ein Konzept er-
stellt werden könnte, das auf
der Verantwortung der Betrei-
ber beruhe. «Wir könnten so
bessere Massnahmen ergrei-
fen, als wenn die Bewilligung
provisorisch ist.» Erteilt er das
Patent B+ nicht, wird das Café
mit dem Patent B laufen, die
Betreiber könnten aber jede
Woche eine Ausnahmebewil-
ligung für verlängerte Öff-
nungszeiten beantragen. mir

Café: Entscheid über
Patent B+ wird EndeMonat fallen

Grüne und BlaueWirtschaft, die sich lohnt
Die Ressourcen- und Umweltbelastungwird zu einem immer grösseren Problem. Dass esMöglichkeiten für rentable
nachhaltige Produkte gibt, zeigten Referenten an einemAnlass der JungenWirtschaftskammer Sense-See inMurten.
TOBIAS KILCHÖR

MURTEN «Wir verbrauchen
heute 1,5 Mal so viele Res-
sourcen, wie die Erde wieder
reproduzieren kann.» So hat
Alexander Hayoz von der Jun-
gen Wirtschaftskammer Sen-
se-See (JCI) den Herbstkon-
takt der JCI gestern Abend
etwas plakativ eröffnet. Da-
mit war das Thema des
Networking-Anlasses der Jun-
gen Wirtschaftskammer im
Kulturzentrum im Beaulieu-
park in Murten von Beginn
weg lanciert.
Und Hayoz stellte am An-
fang die Frage, welche auch
der Titel des Anlasses war:
«Green Economy – Utopie

oder der einzig richtige Weg?»
Antworten auf diese Fragen
versuchten an diesem Abend
drei Referenten aus Politik,
Wirtschaft und eines Umwelt-
verbandes zu geben.

Von Grün zu Blau
Zu Beginn hat Staatsrats-
präsident Beat Vonlanthen
aber gleich mal die Farbe ge-
wechselt und das Freiburger
Trendthema Blue Economy
vorgestellt. Ein blaues Wirt-
schaftssystem statt ein grünes
sei aber gar nicht so verschie-
den. «Blue Economy» sei auch
ein ökologisches Modell, das
aber gleichzeitig Technolo-
gien fördern und Arbeitsplät-
ze generieren soll. In der Blue

Economy sollen die lokalen
und natürlichen Ressourcen
über Innovationen und un-
ternehmerische Initiativen so
effektiv wie möglich genutzt
werden. Der Kanton Frei-
burg, sagte Vonlanthen, sei
in diesem Bereich sehr aktiv
und wolle als Vorreiterkanton
dastehen.

SelbstläuferNachhaltigkeit?
Konkret fördert der Kanton
Projekte und die Ansiedlung
von Firmen, zum Beispiel
im Innovationsquartier Blue
Factory. Im Kanton Freiburg
soll damit der erste CO2-neut-
rale Firmenpark der Schweiz
entstehen. Ob dann am
Schluss Green oder Blue Eco-

nomy stehe, sei nicht so wich-
tig. Denn beide Systeme seien
sich eben recht ähnlich, sagte
Vonlanthen.
Dass Nachhaltigkeit renta-
bel sein kann, will nicht nur
der Wirtschaftsstandort Frei-
burg beweisen. So zeigte
Jennifer Zimmermann vom
WWF Schweiz in ihrem Re-
ferat, dass nachhaltige Pro-
dukte heute von Konsumen-
ten gefragt und verlangt wer-
den. «Nachhaltigkeit ist ein
Trend», so Zimmermann und
könne deshalb auch profitabel
sein. Viele Studien, aber auch
konkrete Beispiele aus der
Wirtschaft zeigten, dass Un-
ternehmen ihre Produkte un-
ter dem Label Nachhaltigkeit

verkaufen und ihre Reputa-
tion steigern.

Über denMarkt steuern
Nicht jeder aber könne sich
Nachhaltigkeit leisten, sagte
der dritte Referent, Nick Beg-
linger, Präsident des Wirt-
schaftsverbandes Swissclean-
tech. Dort, wo der Markt an
seine Grenzen stosse, müsse
man eingreifen. Beglinger plä-
diert dafür, im Energiesektor
Atomstrom und fossile Brenn-
stoffe so zu verteuern, dass al-
ternative Energien wie Solar-
strom ganz automatisch profi-
tabel werden könnten. So wür-
de «schlechte Energie» teurer
und die Investitionen in alter-
native Energien lohnenswert.

Arbeitslosigkeit
steigt wieder
leicht an
Die Arbeitslosenquote im
Kanton Freiburg ist auch
im zweiten Sommermonat
um 0,1 Prozentpunkte
angestiegen. Derzeit liegt
sie bei 2,8 Prozent.

FREIBURGGemäss demmonatli-
chen Bulletin des kantonalen
Amtes für den Arbeitsmarkt
wurden im August im Kan-
ton Freiburg 4319 arbeitslose
Personen gezählt. Das ent-
spricht einem Anstieg gegen-
über dem Vormonat um 164
Personen. Nachdem die Ar-
beitslosenquote bereits im
Juli um 0,1 Prozentpunkte an-
gestiegen war, war dies im
August nochmals der Fall.
Mit 2,8 Prozent Arbeitslosen
liegt Freiburg aber immer
noch unter dem Landes-
durchschnitt (3,0 Prozent).
Gemäss dem Amt ist der An-
stieg in Freiburg neben dem
Saisoneffekt hauptsächlich da-
rauf zurückzuführen, dass sich
vermehrt Jugendliche und jun-
ge Erwachsene zwischen 15
und 24 Jahren arbeitslos ge-
meldet haben.
Am höchsten war der An-
stieg im August in den Be-
zirken Saane und See. Un-
verändert blieb sie im Broye-
und Vivisbachbezirk. Weiter-
hinweisendie beidendeutsch-
sprachigen Bezirke See und
Sense die tiefste Arbeitslosen-
quote auf.
Die Zahl der Stellensuchen-
den hat sich gegenüber Juli
kaum verändert. Die Regio-
nalen Arbeitsvermittlungszent-
ren melden derzeit 260 freie
Stellen, 25 weniger als im Vor-
monat. Im Monat August wur-
de ein Gesuch um Kurzarbeit
eingereicht, das vier Angestell-
te betrifft. uh

Express
Die EVP will einen
Systemwechsel
FREIBURG Die Evangelische
Volkspartei des Kantons Frei-
burg (EVP) befürwortet die
Einführung einer öffentlichen
Krankenkasse. Das jetzige Sys-
temmit 61 Krankenkassen, die
alle das gleiche Produkt ver-
kaufen, dafür aber völlig un-
terschiedliche Preise verrech-
nen, sei sinnlos, heisst es in
einem Communiqué. Ein Sys-
temwechsel zu einer Einheits-
kasse bringe zwar kurzfristig
Mehrkosten, könne aber län-
gerfristig die Gesundheitskos-
ten etwas abdämpfen. Bei der
Mehrwertsteuer-Initiative hat
die Freiburger EVP die Nein-
Parole beschlossen. uh

Jetzt droht Gefahr
wegen Gärung
GRANGES-PACCOT Der Sommer
mit wenig Sonnen- und vielen
Regentagen hat zu schwieri-
gen bis schlechten Ernten ge-
führt. Dadurch waren viele
Landwirte gezwungen, dasHeu
früh oder feucht einzubringen.
Wie die Kantonale Gebäude-
versicherung (KGV) schreibt,
sei das Trocknen unter diesen
Umständen schwierig gewe-
sen; die Gefahr einer nachträg-
lichen Gärung bestehe. Des-
halb empfiehlt die KGV, Heu-
stocktemperaturen regelmäs-
sig zu kontrollieren und bei
einer Temperatur über 70 Grad
die Feuerwehr zu rufen. Die
KGV subventioniert den Kauf
einer Heustocksonde. uh


